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• •Ökologische Einheit
Immer mehr Menschen bevölkern un­
sere Erde. Immer höher werden die Ansprüche an das Leben, immer um­
fangreicher die Bedürfnisse der Men­schen, und um diese zu befriedigen, 
werden immer neue Industrien aufge­baut, die immer mehr produzieren 
und dabei immer mehr Rohstoffe und Energie verbrauchen. Es fallen immer 
mehr unerwünschte Nebenprodukte 
an, und die Güter von heute werden 
Abfall von morgen. Doch wohin mit 
alledem? — In die Luft, in das Wasser, auf das Land? Wie lange noch? Der AK/DK möchte nicht zurückstehen 
und sich auch diesem, unter den Nä­geln brennenden Problem widmen. 
Mit diesem Heft beginnt er die neue Rubrik „Umweltschutz Internatio­
nal“, um mit dazu beizutragen, daß 
unser Planet der Blaue Planet bleibt.

Blauer Planet
• •Wille zum Überleben 

verbietet Nord-Süd-Gefälle 
im Umweltschutz
Von UDO ERNST SIMONIS
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Umweltschutz International

Im letzten Jahrzehnt haben die Begrif­
fe, mit denen die wechselseitige Ab­
hängigkeit von „Nord“ und „Süd“ , 
von Industrieländern und Entwick­

lungsländern, beschrieben werden soll, 
mehrfach gewechselt: „Nur diese eine 
Erde“ , i  „Global 2000“ , „Raumschiff 
Erde“ , der „Blaue Planet“ . Alle diese 
Schlagwörter aber wollen sagen, daß es 
für Nord und Süd inzwischen um mehr 
geht, als nur um sinnvolle und gerechte 
Arbeitsteilung -  nämlich darum, von der 
Absicht, lediglich um des beiderseits 
vermehrten Wohlstandes willen zusam­
menzuarbeiten, zu der Einsicht zu ge­
langen, zugunsten der gemeinsamen 
Überlebensfähigkeit auch gemeinsam zu 
handeln.
Es sei an den zweiten Bericht der Nord- 
Süd-Kommission von 1983 (den soge­
nannten '„Brandt-Bericht“ ) erinnert, in 
dem unter anderem Maßnahmen gegen 
die weltweite Umweltkrise als ein ge­
meinsames Interesse bezeichnet wer­
den: „Wachsender Druck auf das ver­
fügbare Land, zunehmender Einsatz von 
Chemikalien, Wüstenausbreitung und 
Entwaldung vermindern die Produktivi­
tät des Bodens in vielen Teilen der Welt. 
Abholzung, unvorsichtiger Gebrauch 
von Chemikalien und Düngemitteln und 
Bodenerosion zerstören das landwirt­
schaftliche Potential und verursachen 
ernste Schäden an der Umwelt. Wir un­
terstreichen daher den Bedarf an Mitteln, 
mit deren Hilfe diese Prozesse des öko­
logischen Verfalls gestoppt und umge­
kehrt werden müssen, der inzwischen 
das Ausmaß eines Notstandes erreicht 
hat.“
Auch andere Berichte aus jüngster Ze it- 
so zum Beispiel der erste Zehnjahresbe­
richt des Umweltprogramms der Verein­
ten Nationen (UNEP)-zeugen von einem 
gestiegenen Bewußtsein über die wech­
selseitige Abhängigkeit von Ökonomie 
und Ökologie -  und sie haben dazu bei­
getragen, zwei Seiten dieser Abhängig­
keit deutlichwerden zu lassen: Einerseits 
gibt es aus einer besseren internationa­
len Kooperation Vorteile für alle; ande­
rerseits gibt es Nachteile für alle, wenn 
eine solche nicht zustande kommt. An 
drei Beispielen -  an drei ökono­
misch-ökologischen Problembereichen 
-  im Nord-Süd-Zusammenhang sollen 
diese Fragen aufgezeigt werden: dem Ar­
tenrückgang, dem Schwund tropischer 
Wälder und der unzureichenden Um­
weltschutzgesetzgebung.
Diese drei Tatsachen sind vor allem in 
den Entwicklungsländern anzutreffen 
und werden von vielen Menschen im 
Norden lediglich als „ferne Probleme des 
Südens“ begriffen. Umgekehrt aber er­
kennen viele Menschen im Süden, daß 
nicht wenige Umweltprobleme vom Nor­
den direkt verursacht oder indirekt ver­

mittelt werden -  direkt durch wirtschaft­
liche Interessen, indirekt durch Wissens­
und Technologietransfer. Daß es sich 
dabei um „gemeinsame Probleme“ han­
deln könnte, für die gemeinsam nach 
tragbaren Lösungen gesucht werden 
muß, mag für viele in Nord und Süd noch 
neu sein; dies ist jedoch die Herausfor­
derung: Das Umweltproblem, die Ökolo­
giefrage muß Bestandteil des Nord- 
Süd-Dialogs werden.

Rückgang der Artenvielfalt 
und rapider Schwund tropischer Wälder
Etwa 25000 Pflanzenarten und mehr als 
1000 Tierarten sind vom Aussterben be­
droht. Etwa zwei Drittel aller und die 
Mehrzahl der gefährdeten Arten finden 
sich in den Entwicklungsländern; die 
Tropenwälder allein beheimaten etwa 40 
Prozent aller Arten. Durch den Rückgang 
der Artenvielfalt wird auch die Qualität 
der verbleibenden Arten beeinträchtigt. 
So haben beispielsweise viele wichtige 
Nutzpflanzen in den Industrieländern 
eine nur beschränkte genetische Basis. 
DerVerlust an Arten in Entwicklungslän­
dern reduziert entsprechend die Mög­
lichkeiten, die Nutzpflanzen in den Indu­
strieländern zu stabilisieren bezie­
hungsweise deren Ertragsfähigkeit zu 
steigern. Viele medizinische und phar­
mazeutische Produkte in Industrielän­
dern beruhen direkt oder indirekt auf der 
Artenvielfalt in den Entwicklungslän­
dern: So werden zum Beispiel rund 40 
Prozent der verwendeten Heilmittel ganz 
oder teilweise aus natürlichen Produkten 
gewonnen, die wiederum zum großen 
Teil aus Entwicklungsländern stammen. 
Auch das Innovationspotential -  und 
damit die ökonomische Zukunft -  die 
Bio-Technologie ist auf genetische Re­
serven aus Entwicklungsländern ange­
wiesen. \  ■ -1-''-:;' ■ ■■.. . ..
Trotz dieser offensichtlichen wechselsei­
tigen Beziehungen zwischen Ökologie 
und Ökonomie schreitet der endgültige 
Verlust an Arten weltweit weiter voran. In 
den Industrieländern hat man inzwi­
schen das Problem erkannt und erste 
Schritte zu seiner Lösung eingeleitet. In 
den Entwicklungsländern aber fehlt es 
nicht allein an Wissen und Know-how; es 
fehlt auch an ökonomisch realisierbaren 
Alternativen -  und es fehlt vor allem an 
Anreizen zum Schutz der Arten.
Die Entwicklungsländer haben offen- ; 
sichtlich zu wenig ökonomische Vorteile, 
die damit verbunden sein müßten, wenn 
die heimische Artenvielfalt durch die In­
dustrieländer genutzt wird. Hieraus wie­
derum resultiert ein zu geringes Inter­
esse der Entwicklungsländer am langfri­
stigen Artenschutz. Ein wenig ausge­
prägtes Langfristdenken und die Überle­

benslogik des Alltags kommen hinzu. So 
fehlt ein Glied in der Kette zwischen der 
ökonomisch sinnvollen Nutzung und 
dem Schutz der naturgegebenen Roh­
stoffquellen. Einmal genutzt bezie­
hungsweise exportiert, ist der Wert der 
natürlichen Ressourcen dahin, eine 
Harmonisierung von Ökonomie und 
Ökologie in den Entwicklungsländern 
findet nicht statt und ist noch nicht Ziel 
nationaler Entwicklungspolitik.

Bereits 40 Prozent der tropischen Wälder, wie 
hand schon vernichtet pnd verschwunden.

Aus vielen neueren Studien geht hervor, 
daß die tropischen Wälder in einem 
Ausmaß und einer Art und Weise genutzt, 
ja ausgebeutet werden, die ökologisch 
und ökonomisch nicht zu rechtfertigen 
ist. Bereits 40 Prozent aller ehemaligen 
tropischen Waldbestände sind ver­
schwunden. Die jüngsten Schätzungen 
über den ständigen Schwund der Wald­
bestände liegen zwischen 7,6 und 11 Mil­
lionen Hektar jährlich -  und wenn man 
die qualitative Verschlechterung der 
Waldbestände einschließt, kommt man 
auf 20 Millionen Hektar jährlich. Demge­
genüber werden zur Zeit nur etwa 10 
Prozent der Flächen, die man abholzt, 
wieder aufgeforstet.
Betriebswirtschaftlich gesehen, sollen 
diese Abholzungs- und Nutzungsaktio­
nen die Ertragslage kurzfristig verbes­
sern; volkswirtschaftlich gesehen, sollen 
Wirtschaftswachstum, Beschäftigung 
und eine stabilisierte Zahlungsbilanz er­
reicht werden; weltwirtschaftlich gese­
hen, entspricht dem damit einhergehen-
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den Süd-Nord-Transfer an Natur-Kapital 
ein bestimmter Nord-Süd-Transfer an 
Geld-Kapital, das heißt monetärem Ein­
kommen. Wie sich jedoch dieses Ein­
kommen endgültig verteilt, ist unbe­
stimmt, da multinationale Konzerne, 
Zwischenhändler und Kapitalflucht mit 
im Spiel sind, so daß nicht definitiv ge­
sagt werden kann, ob und in welchem 
Umfang diese Art des Wirtschaftens den 
Entwicklungsländern wirklich zugute

dieser am Amazonas, sind durch Menschen-
Foto: dpa

kommt. Definitiv aber ist der Verlust an 
Naturbeständen!
Formen und Gründe des Raubbaus am 
Wald sind von Region zu Region und von 
Land zu Land verschieden. Weltweit be­
trachtet, hat man die Quote des Holzein­
schlags in tropischen Wäldern, der auf 
Brennholz und Holzkohleproduktion ei­
nerseits und industrielle Verwendung 
andererseits entfällt, auf 4:1 geschätzt. In 
einigen Ländern jedoch steht der Export 
in die Industrieländer im Vordergrund, 
das heißt, die natürlichen Ressourcen 
der Entwicklungsländer werden für un­
sere Zwecke genutzt. Daneben ist der 
Energiebedarf zu nennen. Die zuneh­
mende Knappheit an Brennholz ist in vie­
len Ländern Asiens und Afrikas stellen­
weise längst zur Brennholzkrise gewor­
den.
Kurzsichtige ökonomische Entschei­
dungen können weitreichende ökologi­
sche Auswirkungen zeitigen: Erosion, 
Überschwemmung, Klimaveränderung, 
Versalzen von Bewässerungssystemen

und hydroelektrischen Anlagen. Da­
durch schließlich wird nicht nur die Ex­
portfähigkeit gefährdet, sondern gar die 
Überlebensfähigkeit vor Ort.
Angesichts solcher Tendenzen werden 
lokale und nationale Praktiken des Holz­
verbrauchs zu globalen Problemen. Um 
so dringender ist es, ein einfaches tradi­
tionelles ökologisches Prinzip der Holz­
wirtschaft weltweit wiederzuentdecken 
und strikt zu beachten: nämlich nicht 
mehr Holz einzuschlagen als nach­
wächst!
So einfach die Anwendung dieses Prin­
zips unter normalen ökonomischen Be­
dingungen erscheinen mag, so schwie­
rig wird es, wenn die ökonomischen 
Grundbedürfnisse nicht erfüllt sind, zu 
denen Nahrung und Wohnung (Essen­
kochen und Heizen) gehören. In vielen 
Entwicklungsländern reduziert also 
kurzfristige Entscheidungsnot die lang­
fristige Entscheidungsfähigkeit: Wird 
der Wald verstärkt genutzt, um den 
Energiebedarf in Form von Brennholz 
und Holzkohle kurzfristig zu sichern, ge­
fährdet dies langfristig das Überleben im 
Rahmen der lokal verfügbaren Rohstoff­
basis. Die Wälder für den verstärkten 
Holzexport abzuholzen, um kurzfristig 
die Handelsbilanz zu stabilisieren, ge­
fährdet langfristig die Exportfähigkeit 
des Landes auf diesem Sektor.
Das Beispiel des Raubbaus an den tro­
pischen Wäldern macht auch einen an­
deren Zusammenhang deutlich: Die 
Summe der Umweltschutzmaßnahmen 
in einzelnen Ländern ist kein hinrei­
chender Ansatz, Umweltprobleme im 
Weltmaßstab zu lösen. Nationale Um­
weltinnenpolitik allein, wie beispiels­
weise der Schutz des Waldes in den In­
dustrieländern oder der angestrebte 
Stop des Waldsterbens hier in der Bun­
desrepublik, genügt nicht. Erfolg oder 
Mißerfolg der Umweltpolitik ist nicht in­
nerhalb nationaler Grenzen meßbar, weil 
die meisten Umweltprobleme nicht an 
der Grenze haltmachen. Rasches und 
gemeinsames Handeln ist gefordert. Die 
Weltbank schätzt, daß acht Milliarden 
Dollar aufgewendet werden müßten, um 
den Schwund der tropischen Wälder 
aufhalten zu können. Diese Mittel müß­
ten aber aufzubringen sein, wenn und in 
dem Maße, wie man erkennt, daß die 
Industrieländer und die Entwicklungs­
länder hier ein gemeinsames Interesse 
haben.

Unzureichende Umweltschutz­
gesetzgebung
Im letzten Jahrzehnt stammte, insgesamt 
gesehen, fast die Hälfte aller industriellen 
beziehungsweise industrienahen Investi­
tionen in der Dritten Welt nicht aus den 
Entwicklungsländern selbst; sie waren

vielmehr extern vermittelt, im wesentli­
chen über multinationale Unternehmen. 
Ein großer Teil dieser ausländischen In­
vestitionen bezog sich darauf, natürliche 
Ressourcen (Brennstoffe, Mineralien, 
Holz, Fisch usw.) auszubeuten, die je­
doch wiederum zum Großteil in den In­
dustrieländern verbraucht werden. Zu­
dem siedelten sich in verstärktem Maße 
nur ganz bestimmte Industrien in den 
Entwicklungsländern an. Diese Tendenz 
zeigte sich bei einigen traditionellen 
industriellen Großverschmutzern wie 
Stahl, Aluminium, Asbest, Chemikalien 
besonders deutlich. Trotzdem ist die 
Frage strittig, ob bei solchen Standort­
entscheidungen die Unterschiede in den

150 Mio. DM gegen Ausbreitung 
von Wüsten
Auf der Internationalen Konferenz 
über Wälder und Bäume (SILVA) am 
5. Februar in Paris hat sich Bundes­
kanzler Helmut Kohl nachdrücklich 
dafür ausgesprochen, die internatio­
nale Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes zu verstärken. 
Wie er versprach, will die Bundesre­
gierung 150 Mio. DM in den nächsten 
fünf Jahren allein für forstliche Maß­
nahmen gegen die Ausbreitung von 
Wüsten bereitstellen.

Umweltstandards und den Umwelt­
schutzbestimmungen zwischen Indu­
strie- und Entwicklungsländern der ent­
scheidende Faktor sind, weil noch ande­
re, wie die Verfügbarkeit von Rohstoffen, 
die Größe des Binnenmarktes und Lohn-, 
Energie- und Transportkosten mit hin­
einspielen, Auffallend ist indessen, daß 
die Entwicklungsländer dem industriel­
len Umweltschutz keinen hohen Rang 
beimaßen, wenn mit multinationalen Un­
ternehmen Vereinbarungen ausgehan­
delt wurden. Ein Beleg hierfür ist nicht 
nur Bhopal. Steuern, Devisenkontrollbe- 
stimmungen, Beschäftigungsgarantien 
und Technologietransfer waren stets be­
deutsamere Themen als Umwelt- und 
Menschenschutz. Die meisten der bishe­
rigen Vereinbarungen zwischen Ent­
wicklungsländern und multinationalen 
Unternehmen enthalten entweder gar 
keine oder nur begrenzte Bestimmungen 
zum Schutz der natürlichen Umwelt.
Um so mehr besteht ein Handlungsbe­
darf, die Umweltstandards international 
anzupassen -  und zwar nicht nur im re­
gionalen grenzüberschreitenden Be­
reich, wie zum Beispiel im Falle des 
Abgaskatalysators in Westeuropa oder 
zum West-Ost-Zusammenhang, was die 
transnationale Luftverschmutzung be­
trifft. Was den Nord-Süd-Zusammen- 
hang angeht, so besteht für die Entwick-
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lungsländerein drohendes Problem dar­
in, wegen niedriger Umweltstandards bei 
der Produktion die Absatzchancen für 
ihre Produkte in Industrieländern zu ver­
lieren beziehungsweise erst gar nicht zu 
erhalten. Da bei einer effektiver werden­
den nationalen Umweltpolitik der Indu­
strieländer ein Risiko im Import von Um­
weltproblemen aus dem Ausland lieg t-  
wie zum Beispiel im Re-Import des bei 
uns verbotenen DDT überdie Einfuhrvon 
Nahrungsmitteln -  wird der Druck in 
Richtung einer aktiven Umweltpolitik in 
Entwicklungsländern auch aus diesen 
Gründen zunehmen. Das sind Belege 
genug für die wechselseitige ökologi­
sche Abhängigkeit von Nord und Süd, 
die über die bestehende ökonomische 
Verflechtung vermittelt wird.
In einem gemeinsamen Bericht von 
UNCTAD und UNEP über den Zusam­
menhang von Umwelt und Außenhandel 
werden unter anderem folgende Vor­
schläge gemacht:
•  Die Regierungen rohstoffreicher Ent­
wicklungsländer sollten alsbald eine 
Umweltgesetzgebung aufbauen
•  In allen Verträgen überdie Nutzung na­
türlicher Rohstoffe in Entwicklungslän­
dern sollten Gesichtspunkte des Um­
weltschutzes berücksichtigt werden
•  Ressourcenabbau und -export sollten 
stärker besteuert werden; mittels dieses 
Steueraufkommens könnten dann Maß­
nahmen ergriffen werden, die schon vor­
handenen beziehungsweise zukünftig 
entstehenden Umweltschäden zu behe­
ben.
Werden die Zusammenhänge zwischen 
ökonomischen und ökologischen Pro­
blemen in Entwicklungs- und Industrie­
ländern allgemein besser erkannt, dann 
schafft das zugleich „gemeinsame Inter­
essen“ zwischen Nord und Süd. Es gilt, 
diese Erkenntnis mehr und besser als 
bisher zum Gegenstand internationaler 
Diskussion zu machen.
Ohne Zweifel werden Ernsthaftigkeit und 
Intensität, mit denen dieses Thema be­
handelt wird, abhängig sein vom jeweili­
gen Zeithorizont der Beobachter, den 
„teleskopischen Fähigkeiten“ der Betei­
ligten: Je weiter der Zeithorizont, um so 
deutlicher wird der enge Zusammen­
hang von Umwelt und Entwicklung, von 
Ökologie und langfristiger Überlebens­
fähigkeit -  um so klarer dürfte aber auch 
werden, daß die Trennung in Erste, 
Zweite und Dritte Welt aus ökologischer 
Sicht verfehlt ist. Der,,Blaue Planet“ muß 
als eine ökologische Einheit begriffen 
werden. Ein ökologisches Nord-Süd- 
Gefälle kann sich die Menschheit nicht 
länger leisten. ■

Weniger als ein Drittel der Bevölkerung in den ärmeren Entwicklungsländern hat wie dieser 
Junge in den Hochanden Zugang zu sauberem Trinkwasser. Foto: Centerpress

Dieser Beitrag beruht auf einem Vortrag in der 
Reihe „  Lebendige Wissenschaft" des Süd­
deutschen Rundfunks, gesendet am 12. Ja­
nuar 1986.
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